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Der Rat für Rundfunk und Weiterverbreitung (im Folgenden „Rat“) wies am 24.
Februar 2015 eine Beschwerde zu einem Beitrag ab, der in der
Hauptnachrichtensendung des öffentlich-rechtlichen slowakischen
Rundfunkveranstalters ausgestrahlt wurde. Der Beitrag berichtete von einem
Treffen des nationalen Ausschusses der christlich-demokratischen Bewegung
„KDH“, einer etablierten konservativen politischen Partei in der Slowakei.

Der Beschwerdeführer klagte wegen der Tatsache, dass die Sprecherin der
politischen Bewegung am Ende des Beitrags dazu aufforderte, sich an dem
bevorstehenden landesweiten Referendum zu beteiligen und alle drei Fragen mit
ja zu beantworten. Wenngleich der Rat diese Beschwerde lediglich in Bezug auf
die Bestimmungen zu Objektivität und Unparteilichkeit prüfte (die Beschwerde
wurde als unbegründet befunden, da der Beitrag lediglich von dem Treffen
berichtete und die Ergebnisse nicht analysierte oder weiter untersuchte), hat die
offizielle Abweisung dieser Beschwerde doch weitaus bedeutendere
Auswirkungen. Mit der offiziellen Erklärung, es gebe „keine Verstöße gegen
rechtliche Bestimmungen“, bestätigte der Rat seine früheren Presseerklärungen,
dass die Definition von politischer Werbung keine Aufrufe in Fernsehen oder
Hörfunk umfasst, bei einem Referendum in einer bestimmten Art und Weise
abzustimmen (einschließlich Werbung gegen Vergütung).

Politische Werbung ist definiert als jegliche öffentliche Verlautbarung, welche eine
politische Partei, eine politische Bewegung und deren Kandidaten während der
Wahl- oder Referendumskampagne fördert oder zu deren Gunsten ausfällt.
Politische Werbung ist mit Ausnahme von Fernsehkampagnen, die durch ein
entsprechendes Gesetz (zum Beispiel das Gesetz über Parlamentswahlen) speziell
geregelt sind, im Fernsehen verboten. Praktische Probleme ergaben sich jedoch,
als zu einem zivilgesellschaftlichen Referendum aufgerufen wurde. Gegenstand
des Referendums waren die Rechte von Lesben, Schwulen, Bisexuellen und
Transgender (LGBT) (auf Heirat und Kindesadoption), und es wurde von der
Zivilgesellschaft ohne vorheriges Engagement von politischer Seite initiiert. Das
Referendumsgesetz reguliert Fernsehkampagnen vor einem Referendum in keiner
Weise und bietet auch keine Informationen dazu. Gemäß den veröffentlichten
Erklärungen des Rats fällt eine politische Werbung, selbst wenn sie die
Referendumskampagne ausdrücklich erwähnt, nicht unter die entsprechende
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Definition, sofern keine direkte Werbung für eine spezielle (offiziell beim
Innenministerium eingetragene) politische Partei oder Bewegung oder einen
Kandidaten stattfindet.

Diese Auslegung wurde von mehreren Aktivisten und großen kommerziellen und
öffentlich-rechtlichen Rundfunkveranstaltern angefochten. Ihrer Meinung nach sei
die Bestimmung entsprechend ihrem Zweck auszulegen, der darin bestehe, eine
wirtschaftliche oder sonstige Monopolisierung der öffentlichen Debatte vor
Wahlen oder Referenden zu verhindern. In dem vorliegenden Beispiel müsse der
Begriff „politische Bewegung“ weniger formalistisch als eher
soziologisch/philosophisch verstanden werden. Zivilgesellschaftliche Bewegungen,
die aktiv zu einer Veränderung des Rechtssystems beitragen, (wie auch ihre
natürlichen Gegner) sollten logischerweise unter die vorliegende Definition fallen.

Vor Kurzem gab das Innenministerium im Übrigen eine offizielle Erklärung heraus,
die in klarem Widerspruch zu den offiziellen Erklärungen des Rats steht. Nach
Ansicht des Innenministeriums sind die rechtlichen Vorschriften „klar“, und da die
spezielle Vorschrift (das heißt das Referendumsgesetz) keine Fernsehkampagnen
zulasse, sei jegliche Fernsehwerbung in Verbindung mit einem bestimmten
Abstimmungsverhalten in einem Referendum verboten.

Decision of the Council for Broadcasting and Retransmission of 24
February 2015

Beschluss des Rates für Rundfunk und Weiterverbreitung vom 24. Februar 2015
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